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«1Prozent»-Initiative
verschiebt sich
Regierung Die Initiative«1Pro-
zent gegenglobaleArmut»wur-
de im August 2021 eingereicht.
Sie fordert, dass derKantonBa-
sel-Stadt jährlich Beiträge für
internationaleEntwicklungszu-
sammenarbeit gewährt. Diese
sollen mindestens 0,3 und
höchstens 1 Prozent der kanto-
nalen Steuererträge von natür-
lichen und juristischen Perso-
nen entsprechen. Eigentlich
müsste die Regierung jetzt im
Juni darüber berichten. Sie be-
antragte aber eine Fristerstre-
ckungumein Jahrbis Juni 2023.
Das Parlament stimmte dem
grossmehrheitlich zu. (sil)

GrosserRat sagt Ja
zuVaporettos
Rhein GehtesnachLDP-Gross-
rat Michael Hug, nutzen Pend-
lerinnen und Pendler künftig
einVaporetto aufdemRheinan-
stelle desTrams. In seinemAn-
zug fordert er die Wiederauf-
nahme der Planung dieses
Tram-Schiffverkehrs auf dem
Rhein.DieBasler SP stellte sich
gegen das Vorhaben, das kei-
neswegs neu, sondern bereits
vor einigen Jahren als nicht
sinnvoll bezeichnet wurde. Der
Grosse Rat jedoch unterstützt
denVorstoss und überweist ihn
an die Regierung. Damit könn-
te bald ein Pilotversuchmit Va-
porettos starten. (sil)

Demo-FristaufzweiWochenverkürzt
Silvana Schreier

257 Mal zogen Demonstrieren-
de im vergangenen Jahr durch
Basel. Davon waren rund 150
Kundgebungen bewilligt – bei
rund 100 Veranstaltungen je-
doch fehlte die Bewilligung.
Diese Zahl komme vermutlich
daher, dass die Organisatoren
dieser Demos gar nicht mit der
Polizei sprechen möchten,
schlussfolgert Justizdirektorin
Stephanie Eymann (LDP).

Mit einer Motion forderte
Basta-Grossrätin Heidi Mück,
die Frist für die Bewilligung
einerKundgebungvondreiWo-

chenauf fünfTagezuverkürzen.
Das ist für die Regierung zu
knapp: «In der Zeit vor der
Demonstration finden Pla-
nungsarbeiten von Polizei und
etwa BVB statt. Haben die be-
troffenen Stellen nur fünf Tage
Zeit für die Abklärungen, führt
das im Zweifelsfall dazu, dass
mehr Gesuche abgelehnt wer-
den», so Eymann. Zudem wür-
de die Belastung der Mitarbei-
tendenweiter zunehmen.

Unverhältnismässigoder
guterKompromiss?
Die Regierung wolle sich aber
bemühenundschlageeineFrist

von zweiWochen vor.Unbewil-
ligte Demonstrationen würden
sichdamit vermutlichnicht ver-
hindern lassen, soEymann.Da-
für könnte die Lösung denübri-
genOrganisierendenentgegen-
kommen.

Für die Basler SVP und de-
ren Grossrat Joël Thüring
kommt eine Verkürzung der
Frist nicht in Frage. Sie sei «völ-
lig unverhältnismässig» und
nicht gerechtfertigt. Seine Par-
tei stimmte deshalb gegen den
Vorstoss.

Motionärin Mück äusserte
sich positiv zur Kompromisslö-
sungderRegierung. «Ja, es gibt

Gruppierungen, die keine Be-
willigung einreichen wollen.
Die treten ja nicht mal in Kon-
taktmit denMitdemonstrieren-
den.Denen ist es auch egal,wie
lange die Frist dauert.Wir wol-
len denen nicht die Demos er-
leichtern. SonderndieRahmen-
bedingungen für die Gesuch-
stellenden verbessern.» Es sei
ein starkes Zeichen, dass die
Regierung die Frist verkürzen
wolle.

DerGrosseRatwandeltedie
Motion in einen Anzug um und
überwies diesen mit 48 Ja- und
41Nein-Stimmen an die Regie-
rung.

PlänefürAlternativstandortegäbees
ImKlybeck oder in der Barfüsserkirchewar schon ein Schwimmbad angedacht. Antworten zu «Musicalbad» bleibt die Regierung schuldig.

Silvana Schreier
undNora Bader

Seltenhat in letzterZeit einVor-
haben der Basler Regierung für
derartigeEmpörunggesorgtwie
jenes, aus demMusical Theater
Basel eine Schwimmhalle mit
Olympiabecken zu machen.
Politische Vorstösse und eine
Petition wurden eingereicht,
eine Initiative angekündigt.Der
Initiativtext und die Komitee-
mitgliederwürdennachderVor-
prüfungdurchdie Staatskanzlei
bekannt gegeben, so Initiant
Toni Kleinmann. «Es ist uns
wichtig, festzuhalten, dass die
Regierung dieses ‹Entweder-
Oder›, sprich Musical Theater
versusHallenbad, zuverantwor-
ten hat.» Man unterstütze sei-
tens Initiativkomitee beide An-
liegen, so Kleinmannweiter.

DieFDPbehält sichvor,das
Referendumzuergreifen
SP-Grossrätin Lisa Mathys ver-
steht die Aufregung umdie Plä-
nederRegierungnicht. «Eswar
docheinKonsens, dass eingros-
ses Schwimmbecken fürdieAll-
gemeinheit fehlt. Jetztwirdhier
eineverwirrendeDiskussionge-
führt.» Sie ist überzeugt, dass
die Regierung gute Gründe für
die Wahl des Standorts habe.
Zudembegrüsst sie es, dass das
Schwimmbad in der Halle des
Musical Theater zentral zu ste-
henkommenwürdeundschnell
realisiert werden könnte. Mat-
hys: «Es ist absolut stossend,
dassBürgerlichedasBadnunan
dieKantonsgrenzebeim Joggeli
oder gar nach Binningen ab-
schieben wollen.» Gleichzeitig
finde sie es legitim, die Frage zu
stellen, ob es in Basel noch ein
MusicalTheaterdieserArtbrau-
che. Es mache nicht den Ein-
druck, dass das Haus die Aus-
strahlung habe, um Menschen
ausderganzenSchweizanzuzie-
hen. Mathys: «Wer weiterhin
Musicals inBasel sehenwill, soll
nun kreative Ideen für Veran-
staltungsorte vorbringen.»

Die Basler FDP hingegen
lancierte die Petition «für den
Erhalt desMusicalTheatersBa-
sel». Über 1200Unterschriften
kamenzusammen.FDP-Gross-
rat David Jenny sieht das Inter-
esse der Bevölkerung am Pro-
jekt bestätigt. Zu viele Fragen

seien aktuell offen: «Gibt es
wirklich keinen schlaueren
Standort für das Schwimm-
bad?» Klar ist für Jenny jedoch,
das Musical Theater soll nicht
mehr staatlich finanziert wer-
den.Erwünscht sichprivateBe-
treibende. «Sollte das Projekt
von der Regierung weitergetra-
gen und schliesslich zur Bera-
tung in den Grossen Rat kom-
men, behält sich die FDP vor,
das Referendum zu ergreifen.»

DieFragedesStandorts the-
matisierte unter anderem auch
EVP-Grossrat Christoph Hoch-
uli in seinem Vorstoss an den

Regierungsrat (die bz berichte-
te). Denn es gebe Alternativen:
das Klybeckareal. «Eine plane-
rische Grobanalyse im Verlauf
des Planungsprozesses zwi-
schenKantonBasel-Stadt, Swiss
Life und Rhystadt liess vermu-
ten, dass die Umsetzung des
Raumprogramms für ein
50-Meter-Schwimmbecken
mit einem 25-Meter-Lern-
schwimmbecken möglich
wäre», soHochuli.

Erziehungsdirektor Conra-
dinCramer (LDP)hatte imApril
2018 gesagt: «Wir wollen auf
einem unserer Planungsgebie-

te – imFokus stehtdasKlybeck –
eine neue Schwimmhalle bau-
en.» Die grosse Frage ist, wes-
halb die Regierung von den
Plänen imKlybeck abgewichen
ist. Mit Spannung wurde die
gestrige Grossratsdebatte er-
wartet, entsprechende Fragen
hätten beantwortet werden sol-
len. Vergebens: Die Antworten
würdenschriftlicherfolgen, teil-
tedieRegierungmit. Somit star-
tet auchdie Initiativenochnicht.
«Wir möchten die Interpella-
tionsantworten kennen, bevor
wir mit dem Unterschriften-
Start loslegen», so Kleinmann.

«Gibeswirk-
lichkeinen
schlaueren
Standort für
dasSchwimm-
bad?»
David Jenny
Grossrat FDP

«WerMusicals
inBasel sehen
will, soll Ideen
fürVeran-
staltungsorte
bringen.»
LisaMathys
Grossrätin SP

Ein Schwimmbad
in heiligen Hallen
Barfüsserkirche MancheDinge
wiederholen sich: Schon gegen
Ende des 19. Jahrhunderts war
die Stadt Basel intensiv auf der
Suchenach einer Schwimmhal-
le, damals noch«Volksbad»ge-
nannt. Unter der Federführung
des Sanitätsdepartements – ein
Bad wurde damals weniger mit
sportlichen denn hygienischen
Aspekten in Verbindung ge-
bracht – begann eine muntere
Evaluation von möglichen
Standorten. Der Waisenhaus-
garten wurde ebenso ins Spiel
gebrachtwieeinGrundstückam
Unteren Rheinweg.

AlsKuriosumschlug jemand
vor, das Volksbad in die längst
nicht mehr religiös genutzte
Barfüsserkirche einzubauen.
Ein entsprechender Plan (siehe
Bilder links) findet sich noch im
Staatsarchiv –unddieParallelen
zurheutigen Idee, ein50-Meter-
Becken in das Musical-Theater
am Riehenring zu bauen, sind
augenfällig.

Doch aus der Vision eines
Volksbads in den heiligen Hal-
lenam«Seibi»wieauchausden
Plänen für alternativeStandorte
wurdenieetwas.DenGrundbe-
schrieb die Politik etwas später
im Jahr 1884 sehr nüchtern:
«Der Regierungsrat sieht der
Kosten wegen von der Erstel-
lung eines grösseren heizbaren
Volksbades vorläufig ab.»

PatrickMarcolli
So stellte man sich 1883 ein «Volksbad» in der Barfüsserkirche vor. Bild: Staatsarchiv Basel-Stadt, Planarchiv E 1,309


